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1. Geltungsbereich  

Die Förderung in Kindertagespflege ist eine Leistung des Landkreises Freising als Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe. Die vorliegenden Richtlinien gelten für das gesetzlich vorgeschriebene 
Betreuungs- und Förderangebot der Kindertagespflege nach §§ 22 bis 24 SGB VIII. Im Mittelpunkt 
stehen die Gewährung einer laufenden Geldleistung und die damit zusammenhängenden 
Regelungen des SGB VIII und des BayKiBiG.  

2. Förderung von Kindern in Kindertagespflege  

Die Förderung von Kindern in Kindertagespflege umfasst die Überprüfung, die fachliche Beratung, 
Begleitung und weitere Qualifizierung durch Fortbildungsangebote und Netzwerkarbeit der 
Kindertagespflegeperson, ebenso die Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten 
Tagespflegeperson (TPP). Die finanzielle Förderung der Kindertagespflege durch den Landkreis 
Freising erfolgt durch die Gewährung der sog. laufenden Geldleistung an die jeweilige 
Kindertagespflegeperson. Der Landkreis Freising erhebt von den Erziehungsberechtigten einen 
Kostenbeitrag gemäß der Satzung über die Erhebung von Kostenbeiträgen für die Förderung in 
qualifizierter Kindertagespflege.  

3. Kindertagespflege  

Kindertagespflege ist die Erziehung, Bildung und Betreuung von Kindern im Alter von 0 – 14 Jahren, 
im Sinne des Art. 2 Abs. 4 des Bayerischen Kinderbildungs- und Betreuungsgesetzes (BayKiBiG). 
Sie umfasst eine wöchentliche Betreuung von mindestens zehn Betreuungsstunden.  

4. Formen der Kindertagespflege  

Die Kindertagespflege wird in Form einer Regelbetreuung oder als ergänzende Kindertagespflege 
angeboten. 

4.1 Im Haushalt der Kindertagespflegeperson 

Die „klassische“ Kindertagespflege findet im Haushalt der TPP statt, die ihre eigenen 
Räumlichkeiten bzw. einen Teil der Räumlichkeiten für die Tätigkeit zur Verfügung stellt. Diese Art 
der Betreuung ist familiär geprägt. Die Tageskinder werden in den Tagesablauf und den 
Betreuungsalltag der Familie einbezogen. Eventuell sind auch die eigenen Kinder der TPP – für 
einen Teil des Tages oder ganztags – anwesend  

4.2 In anderen geeigneten Räumlichkeiten 

Eine Betreuung ist auch in ausschließlich für die Kindertagespflege zur Verfügung stehenden, oder 
angemieteten Räumlichkeiten möglich  

4.3 Im Haushalt der Erziehungsberechtigten 

Die Betreuung kann auch im Haushalt der Erziehungsberechtigten erfolgen, wobei hier die TPP 
meist „Kinderfrau“ genannt wird. Eine Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII ist hier erforderlich, 
wenn öffentliche Leistungen nach § 23 SGB VIII von der Kindertagespflegeperson beansprucht 
werden. Hier gelten die gleichen Eignungskriterien wie in der Kindertagespflege außerhalb des 
Haushalts der Eltern. Eine räumliche Eignung wird nur bedingt geprüft. Wird die Betreuung im 
Haushalt der Erziehungsberechtigten ausschließlich privat finanziert, liegt die Einschätzung der 
Eignung der TPP alleine im Ermessen der Eltern.  In der Regel wird bei einer Kindertagespflege im 
elterlichen Haushalt – insofern alleine die Kinder dieser Familie betreut werden – ein 
Anstellungsverhältnis der Erziehungsberechtigten begründet. Auch bei einem 
Anstellungsverhältnis kann – bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen im Rahmen des 
§ 23 SGB VIII – die Kindertagespflege gefördert werden. Die Ansprüche hinsichtlich der 
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Geldleistung werden in der Regel an den Arbeitgeber (die Erziehungsberechtigten) abgetreten. 
Die Beitragspflicht der Erziehungsberechtigten bleibt bestehen.  

4.4 Großtagespflege 

Hier wird die Betreuung von bis zu zehn gleichzeitig anwesenden Tageskindern durch zwei bis drei 
Kindertagespflegepersonen ermöglicht. Ab dem neunten Kind muss mind. eine TPP eine 
pädagogische Fachkraft sein. Für jede Kindertagespflegeperson ist eine Pflegeerlaubnis 
erforderlich. Eine vertragliche und pädagogische Zuordnung jedes einzelnen Kindes zu einer 
bestimmten TPP ist zu gewährleisten. Eine gegenseitige kurzzeitige Vertretung der 
Kindertagespflegepersonen aus gewichtigem Grund steht dem nicht entgegen (§ 22 Abs. 1 SGB 
VIII). Gemeinsam dürfen bis zu 16 Betreuungsverträge abgeschlossen werden.  

4.5 Erweiterte Großtagespflege 

Hier können auf Grundlage der sog. Experimentierklausel (Art. 31 BayKiBiG) bis zu drei 
Kindertagespflegepersonen bis zu zehn gleichzeitig anwesende Kinder betreuen, ohne dass 
mindestens eine TPP pädagogische Fachkraft ist. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass alle in 
der erweiterten GTP tätigen Kindertagespflegepersonen bei Beginn des Betreuungsverhältnisses 
über eine nachgewiesene Qualifizierung im Umfang von mindestens 300 Stunden verfügen. Es 
handelt sich hierbei um ein Modellprojekt, welches bis 31.08.2026 befristet ist. Ob es danach 
eingestellt oder in eine gesetzliche Regelung überführt wird, steht noch nicht fest. Das 
Familienministerium wird hierüber bis spätestens 31.05.2026 entscheiden. 

4.6 Großtagespflege nach § 20a BayKiBiG 

Hier ist eine pädagogische Fachkraft an mindestens vier Tagen und 20 Stunden pro Woche 
anwesend. Alle weiteren TPP müssen eine Qualifizierungsmaßnahme von 160 
Unterrichtseinheiten nachweisen. Die weiteren Voraussetzungen für eine Erteilung der 
Pflegeerlaubnis sind nachzuweisen.  

4.7 Ergänzende Kindertagespflege 

Eine Nutzung der ergänzenden Kindertagespflege ist möglich, wenn das zu betreuende Kind direkt 
im Anschluss an eine Betreuung in einer Kindertageseinrichtung oder an die Schule weiteren 
individuellen Betreuungsbedarf hat. Eine Betreuung im Anschluss an eine Mittagsbetreuung der 
Schule ist somit nicht möglich. Der Umfang der ergänzenden Betreuung muss mindestens fünf 
Stunden pro Woche betragen.  

4.8 Inklusive Kindertagespflege 

Im Rahmen der inklusiven Kindertagespflege können Kinder mit (drohender) Behinderung in der 
Kindertagespflege betreut werden. Hierbei muss ein Kind mit (drohender) Behinderung 
zusammen mit mindestens einem anwesenden Regelkind betreut werden. Die Feststellung des 
Eingliederungsanspruches/Integrationsförderbedarfs erfolgt durch den zuständigen Bezirk und ist 
vor Beginn der Betreuung von den Erziehungsberechtigten zu beantragen. Dem Antrag sind 
entsprechende Atteste oder Gutachten beizulegen. Nähere Auskünfte erteilt der zuständige 
Bezirk. Ferner muss eine Kooperation mit einer Fachstelle für Frühförderung im Umfang von 50 
Förderstunden im Jahr bestehen. Bei Aufnahme eines Kindes mit Förderbedarf 
(Eingliederungsbescheid vom Bezirk notwendig) muss eine Reduzierung der Betreuungsplätze 
stattfinden, um eine qualitativ hochwertige Betreuung gewährleiten zu können. Die Reduzierung 
ist stets im Einzelfall, unter Berücksichtigung der Schwere und Ausprägung der Behinderung, zu 
entscheiden. In einer Großtagespflege dürfen maximal zwei Kinder mit Förderbedarf 
aufgenommen werden, bei der klassischen Kindertagespflege (Betreuung durch eine einzelne TPP) 
lediglich ein Kind mit Förderbedarf. 
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Kindertagespflegepersonen ohne pädagogische Vorbildung müssen eine Fort-oder Weiterbildung 
zur Inklusion und Betreuung von Kindern mit Förderbedarf absolvieren, pädagogischen Fach- und 
Ergänzungskräften wird eine solche empfohlen. 

4.9 Kindertagespflege durch Verwandte 

Nach dem SGB VIII können grundsätzlich auch Großeltern oder andere Verwandte als 
Kindertagespflegeperson eine laufende Geldleistung nach § 23 SGB VIII beziehen, wenn alle 
Fördervoraussetzungen im Rahmen der Erteilung einer Pflegeerlaubnis erfüllt sind.  
Die Zahlung des differenzierten Qualifizierungszuschlages ist jedoch ausgeschlossen. 
Tagespflegeverhältnisse, bei denen die Kindertagespflegeperson mit dem Kind jeweils bis zum 3. 
Grad verwandt oder verschwägert ist, sind von der staatlichen Förderung ausgeschlossen (Art. 20 
BayKiBiG).  

5. Fördervoraussetzungen  

Seit 1. August 2013 haben Kinder ab dem vollendeten ersten Lebensjahr einen Rechtsanspruch 
auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in Kindertagespflege  
(§ 24 Abs. 2 Satz 1 SGB VIII)  

5.1 Kinder unter einem Jahr 

 wenn diese Leistung für die Entwicklung zu einer selbstbestimmten, 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist, oder  

 wenn die Erziehungsberechtigten einer Erwerbstätigkeit nachgehen, eine Erwerbstätigkeit 
aufnehmen oder Arbeit suchend sind  

 sich in einer beruflichen Bildungsmaßnahme, in der Schulausbildung oder 
Hochschulausbildung befinden, oder  

 Leistungen zur Eingliederung in Arbeit im Sinne des SGB II erhalten  
Lebt das Kind nur mit einem Erziehungsberechtigten zusammen, so tritt diese Person an die Stelle 
der Erziehungsberechtigten. Der Umfang der Förderung richtet sich nach dem individuellen Bedarf  

5.2 Kinder ab dem vollendeten ersten Lebensjahr 

Kinder die das erste Lebensjahr vollendet haben, haben bis zur Vollendung des dritten 
Lebensjahrs einen Rechtsanspruch auf frühkindliche Förderung in Kindertagespflege oder in einer 
Einrichtung. Die Betreuungszeit für die öffentlich geförderte Kindertagespflege beträgt hier 
mindestens zehn Wochenstunden pro Kind.  

5.3 Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr 

Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt und Kinder im 
schulpflichtigen Alter können ab mind. fünf Wochenstunden ergänzend zum Besuch einer 
Kindertageseinrichtung bzw. einer Schule in Kindertagespflege gefördert werden. Dabei soll die 
gesamte Betreuungszeit zehn Stunden täglich nicht übersteigen.  
 
Der Umfang der täglichen Förderung richtet sich nach dem individuellen Bedarf (§ 24 Abs. 2 Satz 
2 i. V. m. Abs. 1 Satz 3 SGB VIII), das heißt einerseits nach dem Bedarf des Kindes nach 
frühkindlicher Förderung und andererseits nach dem Bedarf der Erziehungsberechtigten nach 
Unterbringung des Kindes. Dieser Bedarf wird geprüft, wobei bei der Bestimmung des 
individuellen Bedarfs stets das Kindeswohl beachtet werden muss. Bei Kindern unter drei Jahren 
sollte eine Betreuungszeit von neun Stunden täglich bzw. 45 Stunden wöchentlich normalerweise 
nicht überschritten werden.  
Grundsätzlich muss bei der Anspruchserfüllung das Wunsch- und Wahlrecht der Kinder bzw. 
Erziehungsberechtigten gem. § 5 SGB VIII berücksichtigt werden. Da die Kindertagespflege durch 
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den Bundesgesetzgeber mit dem Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) zu einer im Verhältnis zur 
Kindertageseinrichtung gleichrangigen Alternative aufgewertet wurde, bezieht sich das Wunsch- 
und Wahlrecht auch auf die Wahl zwischen Plätzen in Kindertageseinrichtungen und Plätzen in 
Kindertagespflege. Der Rechtsanspruch wird durch die Betreuung in der Kindertagespflege aber 
nur für Kinder unter drei Jahren erfüllt (§ 24 SGB VIII).  

6. Eignung und Qualifizierung von Tagespflegepersonen  

Für die Erteilung der Pflegeerlaubnis und hierzu notwendige Eignungsprüfung ist nach § 87 a Abs. 
1 SGB VIII der Träger zuständig, in dessen Bereich die Kindertagespflegeperson ihre Tätigkeit 
ausübt. Ist die Kindertagespflegeperson im Zuständigkeitsbereich mehrerer örtlicher Träger tätig, 
ist der örtliche Träger zuständig, in dessen Bereich der gewöhnliche Aufenthalt ist.  
Die Eignung einer Kindertagespflegeperson im Sinne des § 23 Abs. 1 SGB VIII richtet sich nach § 43 
Abs. 2 SGB VIII i. V. m. Art. 9 Abs. 2 BayKiBiG und den hierzu vorliegenden Kriterien der Abteilung 
Jugend und Familie Freising. Hierbei wird auch § 72a SGB VIII berücksichtigt, nach dem die Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe sicherzustellen haben, dass von ihnen vermittelte Personen wegen 
bestimmter Straftaten nicht verurteilt worden sind.  
 
Eine Kindertagespflegeperson muss (§43 SGB VIII)  

a) sich durch ihre Persönlichkeit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft mit 
Erziehungsberechtigten und anderen Kindertagespflegepersonen auszeichnen,  

b) über kindgerechte Räumlichkeiten verfügen,  
c) über ausreichende Deutschkenntnisse (B2) verfügen und  
d) über vertiefte Kenntnisse hinsichtlich der Anforderungen der Kindertagespflege verfügen, 

die sie in qualifizierten Lehrgängen erworben oder in anderer Weise nachgewiesen hat  
e) Die Eignung einer Person, die Kinder in Kindertagespflege betreuen möchte, wird nach 

Prüfung aller Unterlagen, einem persönlichen Eignungsgespräch und einem Hausbesuch 
in den Räumlichkeiten, in denen die Kindertagesbetreuung stattfinden soll, festgestellt.  

7. Erteilung der Erlaubnis zur Kindertagespflege (Pflegeerlaubnis) 

Erforderliche Unterlagen zur Erteilung einer Pflegeerlaubnis:  
a) Antrag mit Lichtbild  
b) Tabellarischer Lebenslauf  
c) Qualifizierungs-/ Ausbildungsnachweis  
d) Nachweis eines Schulabschlusses (mind. Mittelschulabschluss)  
e) Erweitertes Führungszeugnis zur Vorlage bei einer Behörde (nicht älter als 3 Monate) von 

allen im Haushalt lebenden Erwachsenen  
f) Nachweis für einen Erste-Hilfe-Kurs am Kind (nicht älter als 1 Jahr)  
g) Nachweis einer Belehrung nach §42 Infektionsschutzgesetz  
h) Nachweis über einen ausreichenden Masernschutz  
i) Vereinbarung zur Sicherstellung des Kinderschutzes nach § 8a SGB VIII  
j) Ärztliche Bescheinigung zur Ausübung der Tätigkeit 

 
Die notwendige Pflegeerlaubnis wird für längstens fünf Jahre erteilt. Im eigenen Haushalt dürfen 
gleichzeitig höchstens fünf fremde Kinder anwesend sein, wobei acht Betreuungsverträge 
geschlossen werden dürfen. Eigene anwesende Kinder sind hier in der Höchstkinderzahl nicht zu 
berücksichtigen. In einer Großtagespflege dürfen maximal acht Kinder gleichzeitig anwesend sein, 
wenn beide Kindertagespflegepersonen Nicht-Fachkräfte sind und maximal zehn Kinder 
gleichzeitig anwesend, wenn mindestens eine der beiden Kindertagespflegepersonen 
pädagogische Fachkraft ist. Insgesamt dürfen höchstens 16 Betreuungsverträge geschlossen 
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werden. Eigene Kinder der Kindertagespflegepersonen dürfen in der Großtagespflege mit betreut 
werden, müssen aber auf die maximale Kinderzahl mit angerechnet werden. 
 
Die Gewährung der laufenden Geldleistung ist u. a. an die Teilnahme entsprechender 
Qualifizierungsmaßnahmen gebunden. Die erforderliche Qualifizierung der TPP richtet sich nach 
den Empfehlungen des Bayerischen Landesjugendamtes sowie nach § 18 Abs. 1 AVBayKiBiG. 
Voraussetzung ist eine Qualifizierungsmaßnahme in Höhe von mindestens 160 
Unterrichtseinheiten, die schriftliche Bestätigung zur Bereitschaft regelmäßiger, jährlicher 
Teilnahme an 15 Fortbildungsstunden und der Möglichkeit zu unangekündigten Hausbesuchen 
Nicht-Fachkräfte, die Kinder unter einem Jahr betreuen möchten, müssen 300 
Unterrichtseinheiten Qualifizierungsumfang entsprechend den §§ 18 und 31 AVBayKiBiG 
nachweisen. 
 
Als grundsätzlich für die Kindertagespflege qualifiziert sind von vorneherein Personen anzusehen, 
die über eine berufliche Ausbildung mit (sozial-)pädagogischem, erzieherischem oder 
kinderpflegerischem Schwerpunkt verfügen sowie weitere Berufsgruppen nach Maßgabe des 
StMAS.  
Die Rechtsgrundlage für die Entscheidung, wer in Bayern als pädagogisches Personal in 
Kindertageseinrichtungen im Rahmen des Fachkräftegebots arbeiten kann, ist § 16 AVBayKiBiG. 
Diese Berufsgruppen müssen, um im Landkreis Freising eine Pflegeerlaubnis beantragen zu 
können, mindestens das Orientierungsmodul der angebotenen Qualifizierung besuchen sowie das 
Modul „Kinderschutz“ verpflichtend absolvieren. 

8. Qualifizierung und Fortbildungen  

Der Landkreis Freising bietet in Kooperation mit dem freien Träger „Tageselternzentrum Freising 
GmbH“ jährlich einen Qualifizierungskurs für die Kindertagespflege an. Weiterhin werden für die 
von der Abteilung Jugend und Familie im Landkreis begleiteten TPP und den freien Trägern, die 
zur Begleitung der TPP in ihrem jeweiligen Gemeindegebiet beauftragt wurden, pädagogische und 
fachspezifische Fortbildungen von fachlich qualifizierten Referentinnen/Referenten für alle 
Kindertagespflegepersonen in ausreichender Zahl angeboten, damit alle TPP die jährlich 
notwendigen Fortbildungseinheiten besuchen können. Ein Erste-Hilfe-Kurs am Kind mit neun 
Unterrichtseinheiten, der mindestens alle zwei Jahre besucht werden muss, wird ebenso jährlich 
organisiert. 

9. Räumliche Standards  

Die Kindertagespflege kann im eigenen Haushalt, im Haushalt der Erziehungsberechtigten oder in 
anderen geeigneten Räumen angeboten werden.  
Räumliche Standards sind z. B.:  

a) kindgerechte Ausstattung  
b) helle und angenehme Atmosphäre  
c) anregende Ausgestaltung  
d) Umsetzung des Hygieneplanes  
e) Beachtung von Sicherheitsvoraussetzungen  
f) ausreichend Platz für Spiel und Bewegung 
g) Schlaf-, Ruhe- und Rückzugsmöglichkeiten  
h) altersgerechtes, entwicklungsförderndes Spiel- und Beschäftigungsmaterial  
i) Garten bzw. Spielplatz oder Freifläche in erreichbarer Nähe  
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Mit zunehmender Anzahl gleichzeitig zu betreuender Kinder steigen die Anforderungen an die 
Eignung der Räumlichkeiten hinsichtlich Größe und Ausstattung, sowie an die Quantität und 
Qualität der bereitgestellten Spielmaterialien.  
Die Räumlichkeiten einer Großtagespflege müssen vor der Erstaufnahme einer Betreuung seitens 
des Landratsamtes genehmigt werden. Hier ist vor allem auch der Aspekt eines zweiten 
Rettungsweges zu berücksichtigen. Eine Nutzungsänderung ist bei Bedarf durch das Bauamt vorab 
notwendig. Die Betreuung in privaten Räumen für eine Großtagespflege ist nur möglich, wenn 
diese nicht gleichzeitig privat genutzt werden. 

10. Verfahren zur Erteilung einer erneuten Erlaubnis zur Kindertagespflege  

Die Erlaubniserteilung zur Kindertagespflege ist durch den Gesetzgeber auf fünf Jahre befristet. 
Spätestens einen Monat vor Ablauf ist von Seiten der Tagespflegeperson ein erneuter Antrag auf 
Erteilung der Pflegeerlaubnis zu stellen. Die Eignung wird seitens des Landratsamtes Freising 
erneut geprüft. Die notwendigen Unterlagen sind wie unter Punkt 7 vorzulegen, wobei hier 
hinsichtlich des Erste-Hilfe-Kurses geprüft wird, ob dieser regelmäßig alle zwei Jahre besucht 
wurde.  

11. Entziehung der Erlaubnis  

Die Entziehung der Pflegeerlaubnis ist beim Vorliegen schwerwiegender Gründe durch den 
Landkreis Freising vorzunehmen. Schwerwiegende Gründe sind z. B.:  

a) Kindeswohlgefährdung durch die Kindertagespflegeperson bzw. in deren 
Verantwortungsbereich (§ 8a SGB VIII)  

b) Wegfall oder erhebliche Beeinträchtigung der persönlichen, fachlichen oder räumlichen 
Eignung  

c) schwerwiegender oder wiederholter Verstoß gegen die erteilte Erlaubnis  
d) schwerwiegender oder wiederholter Verstoß gegen die Fürsorge- und Aufsichtspflicht.  

Die Entziehung der Erlaubnis erfolgt nach einschlägigem Tatbestand durch Widerruf, Rücknahme 
oder Aufhebung und ergeht mit Bescheid. Der sofortige Vollzug kann nach erfolgter 
Interessenabwägung angeordnet werden.  

12. Buchungsverfahren der Kindertagespflege  

Die Erziehungsberechtigten buchen in Absprache mit der gewählten TPP die benötigten 
Betreuungszeiten für ihr(e) Kind(er) bei der Abteilung Jugend und Familie/FB Kindertagespflege 
bzw. bei den Tagespflegevereinen anhand eines Buchungsformulars. Das „Informationsblatt 
Eltern und Allgemeine Grundsätze der Betreuung in Kindertagespflege“ sind Bestandteil dieser 
Buchung.  
Die Erziehungsberechtigten verpflichten sich darin, Änderungen bei der Betreuung (Wechsel der 
Tagespflegeperson/ Änderung der Betreuungsstunden/ Beendigung des Betreuungsverhältnisses) 
fristgerecht schriftlich mitzuteilen. Die Rahmenzeiten der Betreuung in der Kindertagespflege sind 
von 06.00 bis 20.00 Uhr.  

a) Eingang: Das Buchungsformular muss spätestens am Letzten eines Monats eingehen, 
wenn die Betreuung zum Ersten begonnen wurde.  

b) Eine rückwirkende Beantragung für einen Vormonat ist nicht möglich. Die Betreuung kann 
zwar in diesem Fall begonnen werden, es entfällt aber für diesen Zeitraum eine 
Kostenübernahme seitens des Landkreises Freising. Die Bezahlung der Betreuung muss für 
diesen Zeitraum entsprechend privatrechtlich geregelt werden.  

c) Nachtbetreuung: Sollte von Seiten der Erziehungsberechtigten eine Betreuung nach 20.00 
und vor 06.00 Uhr als Bedarf angemeldet werden, kann dies als Nachtbetreuung gebucht 
werden.  
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d) Zeitenänderungen: diese sind nur zweimal pro Kalenderjahr möglich. Auch hier gilt die 
Regelung, dass eine Änderung nur für den aktuellen Monat (bis zum letzten des Monats) 
oder für den nächsten Monat beantragt werden kann. Eine Ausnahme für diese Regelung 
ist in Absprache mit der Abteilung Jugend und Familie nur dann möglich, wenn sich die 
Arbeitszeit der Eltern aufgrund deren Tätigkeit ändert, wie zum Beispiel bei 
Lehrerinnen/Lehrern.  

e) Kündigung: die Kündigungsfrist beträgt im Regelfall vier Wochen zum Monatsende. 
Sollten sich die Kindertagespflegeperson und die Erziehungsberechtigten einigen, eine 
vorzeitige Beendigung durchzuführen, ist dies möglich. Die Möglichkeit zur 
außerordentlichen, fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund – z. B. bei Verletzung der 
allgemeinen Betreuungsgrundsätze - bleibt unberührt. Eine rückwirkende Kündigung zum 
Vormonat ist nicht gültig.  
Eine Kündigung des Betreuungsverhältnisses zum 31.07. eines Jahres ist grundsätzlich 
nicht möglich, insbesondere dann, wenn zum 01.09. eine neue Betreuung in Anspruch 
genommen wird (Wechsel in KiTa oder Schule, neue Tagespflegeperson). 

f) Umzug: verzieht ein Tageskind während des laufenden Monats in einen anderen Landkreis 
und wird somit von der Kindertagespflegeperson nicht mehr betreut, kann die Betreuung 
auch zur Mitte des Monats beendet werden.  

13. Ersatzbetreuung  

Bei Urlaub oder Krankheit der TPP ist gem. § 23 Abs. 4 SGB VIII sowie zur Aufrechterhaltung der 
staatlichen Förderung gemäß Art. 20 Nr. 2 BayKiBiG vom örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe eine Ersatzbetreuung sicherzustellen und zu finanzieren. Dies beinhaltet u. a. auch die 
Eingewöhnung und Kontaktpflege mit der Ersatzbetreuungsperson als qualitative 
Mindestgrundlagen guter Ersatzbetreuung. Die Abteilung Jugend und Familie Freising bzw. die 
Tagespflegevereine der freien Träger sind den Erziehungsberechtigten bei der Organisation einer 
Ersatzbetreuung behilflich.  
Für Ausfallzeiten der TPP bietet der Fachdienst Kindertagespflege im Landratsamt Freising derzeit 
folgendes Ersatzbetreuungsmodell an:  

a) In Zusammenarbeit mit der Kinderstube des Tageselternzentrums hält der Landkreis 
Freising fünf Ersatzbetreuungsplätze für Kinder der Stadt Freising und fünf Ersatz-
betreuungsplätze für den übrigen Landkreis vor.  

b) In Zusammenarbeit mit dem Tagesmütterprojekt Neufahrn werden dort insgesamt vier 
Ersatzbetreuungsplätze – vier in einer Großtagespflege und zwei bei Kindertages-
pflegepersonen, die im eigenen Haushalt tätig sind – vorgehalten.  

c) In Kooperation mit dem Verein „Kind im Fokus“ werden in Eching zwei 

Ersatzbetreuungsplätze im Ersatzbetreuungsstützpunkt vorgehalten und eine Springerin 

für die Großtagespflegen von Seiten des Landkreises finanziert.  

d) Die Ersatzbetreuungsplätze werden jeweils für 30 Stunden pro Woche bereitgestellt und 

vergütet.  

14. Laufende Geldleistung für Kindertagespflege  

Die Vergütung der Kindertagespflegepersonen, die im öffentlichen Auftrag die Förderung in 
Kindertagespflege übernehmen, ist in § 23 SGB VIII geregelt. Der vom Fachbereich 
Kindertagespflege vermittelten Kindertagespflegeperson wird eine sog. „laufende Geldleistung“ 
gewährt.  
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14.1 Allgemeine Regelungen zur laufenden Geldleistung 

Nach § 23 Abs. 2a SGB VIII ist der Betrag leistungsgerecht auszugestalten. Dabei sind der zeitliche 
Umfang der Leistung und die Anzahl sowie der Förderbedarf der betreuten Kinder zu 
berücksichtigen.  
Die laufende Geldleistung setzt sich zusammen aus:  

a) den Sachaufwendungen für das Kind für Verpflegung, Verbrauchskosten (Miete, Wasser, 
Strom), Spielmaterial, ggf. Fahrtkosten usw. 

b) Sachaufwandspauschale: Für die Erstattung der Kosten für den Sachaufwand (§ 23 Abs. 
2 Nr. 1 SGB VIII) wird in Anlehnung an die Regelbedarfsermittlung in der Grundsicherung 
ein Wert von 1,50 € pro Stunde zugrunde gelegt.  

       Berechnung der monatlichen Pauschale: 1,50 € x 40 Std. x 4,35 Wochen/Monat = 
       261,00 €  
c) der Förderleistung, deren Höhe die Empfehlungen des Bayerischen Landkreistages 

zugrunde liegen. Gemäß diesen Empfehlungen soll diese entsprechend angepasst 
werden, wenn eine Erhöhung angezeigt ist. Durch die Förderleistung werden die 
Umsetzung des Bayerischen Bildungs- und Erziehungsplanes in der Kindertagespflege, die 
Voraussetzungen zur Erteilung der Pflegeerlaubnis, die Kooperation mit dem 
Kreisjugendamt und anderen Kindertagespflegepersonen, sowie die Einhaltung 
hygienischer Standards vergütet. Die Höhe der Förderleistung geht von einer Förderung 
im Umfang von 40 Wochenstunden aus und wird an die tatsächlichen Betreuungsstunden 
angepasst. Durch die Förderleistung wird das Risiko der Selbstständigkeit berücksichtigt.  
Grundbetrag zur Anerkennung der Förderleistung: Der Betrag zur Anerkennung der 
Förderleistung der TPP ist leistungsgerecht auszugestalten. Dabei sind der zeitliche 
Umfang der Leistung und die Anzahl sowie der Förderbedarf der betreuten Kinder zu 
berücksichtigen (§23 Abs.2 Nr. 2 SGB VIII). Bei der Höhe der Geldleistung i. S. d. § 23 Abs. 
2 Nr. 2 SGB VIII wird als Berechnungsgrundlage an die vorläufige Höhe des Basiswerts der 
staatlichen Förderung gem. Art. 21 Abs. 3 Satz 2 BayKiBiG angeknüpft.  
Auf diese Grundpauschale werden die Gewichtungsfaktoren nach Art. 21 Abs. 5 
BayKiBiG, sowie der differenzierte Qualifizierungszuschlag nach Art. 20 Satz 1 Nr. 4 
BayKiBiG i. V. m. § 18 AVBayKiBiG angewandt. Die Höhe der Leistung wird durch den 
Landkreis Freising auf der Grundlage von SGB VIII und BayKiBiG festgelegt. Der 
Abrechnungsmonat wird mit 4,35 Wochen berechnet.  

d) Qualifizierungszuschlag: Die Kindertagespflegeperson erhält vom örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe einen Qualifizierungszuschlag als zusätzliche Leistung im Sinne 
des Art. 20 Satz 1 Nr. 4 BayKiBiG.  
Der Qualifizierungszuschlag ist abhängig von der erfolgreichen Teilnahme an einer 
Qualifizierungsmaßnahme im Sinne des Art. 20 Satz 1 Nr. 1 BayKiBiG im Umfang von 
mindestens 160 Unterrichtseinheiten, der schriftlichen Erklärung zur Bereitschaft eines 
Besuches von Fortbildungen in Höhe von 15 Unterrichtseinheiten pro Jahr und der 
Möglichkeit von unangemeldeten Kontrollhausbesuchen.  
Die TPP muss über die zur individuellen Bildungsbegleitung erforderlichen deutschen 
Sprachkenntnisse verfügen. Als Maßstab für die erforderlichen Deutschkenntnisse gilt, 
wie bei den pädagogischen Kräften, im Sinne des § 16 Abs. 1 Satz 2 das Sprachniveau B2 
(nach dem europäischen Referenzrahmen für Sprachen).  
Der Qualifizierungszuschlag ist gemäß Art. 20 Nr. 4 BayKiBiG durch den örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe zu differenzieren und beträgt mindestens zehn v.H. des vom 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe festgesetzten Tagespflegegeldes nach § 23 
Abs. 2 Nr.2 SGB VIII. Der differenzierte Qualifizierungszuschlag muss im Bescheid über das 
Tagespflegeentgelt an die TPP explizit ausgewiesen und erkennbar sein.  
Als Kriterium zur Differenzierung des Qualifizierungszuschlages (QZ) wird  
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in der Abteilung Jugend und Familie die Qualifikation der TPP zu Grunde gelegt.  
Kindertagespflegepersonen mit 160 Unterrichtseinheiten Qualifizierung erhalten einen 
QZ von 20%, pädagogische Fach- und Ergänzungskräfte 30 % QZ. (Definition 
pädagogisches Personal: §16 AVBayKiBiG, Berufsliste d. Bayer. Landesjugendamtes). 
Fach- und Ergänzungskräfte müssen im Landkreis Freising sowohl das Orientierungsmodul 
als auch das Modul „Kinderschutz“ der angebotenen Qualifizierung absolvieren, um eine 
Pflegeerlaubnis zu erhalten. Beiträge zu Versicherungen: im Rahmen einer 
leistungsgerechten Vergütung übernimmt der Landkreis Freising die Kosten für die 
gesetzliche Unfallversicherung der Kindertagespflegeperson und die hälftigen Kosten 
nachgewiesener, angemessener Aufwendungen zu Alterssicherung, Krankenversicherung 
und Pflegeversicherung (§ 23 Abs. 2 Nr. 3 und 4 SGB VIII). Die Auszahlung erfolgt monatlich 
gesondert zur laufenden Geldleistung.  
I. Unfallversicherung: Für Kindertagespflegepersonen besteht gem. § 2 Abs. 1 Nr. 9 

SGB VII eine gesetzliche Unfallversicherungspflicht. Alle selbstständig tätigen TPP 
haben sich spätestens eine Woche nach Aufnahme ihrer Tätigkeit bei der 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) in 
Hamburg zur gesetzlichen Unfallversicherung anzumelden. Die Rechnungsstellung 
der BGW erfolgt i. d. R. im April eines Jahres für das zurückliegende Kalenderjahr. 
Die Erstattung von nachgewiesenen Aufwendungen für die gesetzliche 
Unfallversicherung wird von der Abteilung Jugend und Familie Freising unabhängig 
von der Zahl der betreuten Kinder nur einmalig jährlich rückwirkend auf Antrag 
gewährt. Als Nachweis ist der Beitragsbescheid der BGW in Kopie vorzulegen. Wird 
eine TPP von mehreren Jugendämtern belegt, dann leistet das Jugendamt den 
Beitrag zur Unfallversicherung, das zuerst belegt. Werden 
Unfallversicherungsbeiträge von einem Jugendamt erstattet, muss die TPP dies den 
anderen Jugendämtern anzeigen.  

II. Sozialversicherungen 
i. Alterssicherung: nachgewiesene Aufwendungen zu einer angemessenen 

Alterssicherung werden gemäß § 23 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII, unabhängig von der 
Zahl der betreuten Kinder, von der Abteilung Jugend und Familie hälftig 
erstattet. Als angemessen gelten im Allgemeinen Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung, die im Rahmen der öffentlich geförderten 
Kindertagespflege entstehen.  
Bei selbstständigen TPP tritt gemäß § 2 Satz 1 Nr. 1 SGB VI Versicherungspflicht 
in der gesetzlichen Rentenversicherung ein, wenn im Zusammenhang mit der 
selbstständigen Tätigkeit regelmäßig kein versicherungspflichtiger 
Arbeitnehmer beschäftigt wird und die Tätigkeit mehr als nur geringfügig 
ausgeübt wird. Letzteres ist der Fall, wenn das Arbeitseinkommen der TPP aus 
der Kindertagespflegetätigkeit (steuerrechtlicher Gewinn) regelmäßig im Monat 
556,00 Euro überschreitet.  
Besteht Rentenversicherungspflicht, sind die TPP verpflichtet, sich innerhalb 
einer Frist von 3 Monaten bei der Deutschen Rentenversicherung anzumelden. 
Der aktuell geltende Mindestbeitragssatz zur gesetzlichen Alterssicherung 
beträgt 103,42 Euro im Monat (01.01.2025).  
Liegt das Einkommen unter 556,00 Euro kann auch eine private Alterssicherung 
abgeschlossen werden. Beiträge hierfür werden bis zur Höhe des Beitrags zur 
gesetzlichen Rentenversicherung hälftig erstattet.  
Als private Alterssicherung anerkannt werden die freiwillige Versicherung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung oder ein privater Altersvorsorgevertrag, der 
folgende Voraussetzungen erfüllt:  
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 Eine lebenslange Rentenzahlung frühestens ab dem 60. Lebensjahr  
 Ausschluss der Verfügbarkeit des Versicherungsnehmers über den 

Vertrag  
 Bezugsberechtigung im Todesfall nur zugunsten von Hinterbliebenen  
 Keinerlei Recht auf Kapitalauszahlung außer im Todesfall.  

Empfohlen wird im Versicherungsvertrag einen sog. Verwertungsausschluss 
nach § 168 Abs. 3 VVG zu vereinbaren. Werden Aufwendungen für die 
Alterssicherung von einem Jugendamt erstattet, muss die TPP dies den 
anderen Jugendämtern, mit denen sie zusammenarbeitet, anzeigen.  

ii. Kranken- und Pflegeversicherung: Beiträge zu einer nachgewiesenen 
angemessenen Kranken- und Pflegeversicherung werden gemäß § 23 Abs. 2 S. 
4 SGB VIII von der Abteilung Jugend und Familie hälftig erstattet. Als angemessen 
werden im Allgemeinen Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung angesehen, soweit sie auf öffentlich geförderter 
Kindertagespflege beruhen. Auch für private Krankenversicherungen muss der 
öffentliche Jugendhilfeträger die anteiligen Kosten erstatten. Hierbei ist im 
Einzelfall die Angemessenheit der Versicherung zu prüfen.  
Sofern Kindertagespflegepersonen bei der Krankenversicherung und bei der 
Pflegeversicherung familienversichert sind, werden keine Beiträge 
übernommen. Familienversicherte TPP können in der Familienversicherung 
bleiben, solange ihr Gesamteinkommen (alle Einkünfte nach dem 
Einkommensteuergesetz) monatlich eine bestimmte Grenze (535,00 Euro, Stand 
2025) nicht übersteigt.  
Für freiwillig gesetzlich versicherte, selbstständig tätige Kindertagespflege-
personen liegt die Mindestbemessungsgrundlage bei 1.248,33 € im Monat 
(Stand 2025). Sie können einen ermäßigten Beitragssatz von 14,0 % (Stand 2025) 
zahlen. Hierin ist kein Krankengeldanspruch enthalten. Hauptberuflich 
selbstständig tätige Kindertagepflegepersonen können aber, wenn ihre 
gesetzliche Krankenversicherung den Anspruch auf Krankengeld beinhalten soll, 
gegenüber ihrer Krankenkasse eine Wahlerklärung abgeben. Sie haben dann im 
Falle von krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Krankengeld und 
bei Einstellung der Tätigkeit während der Mutterschutzfristen Anspruch auf 
Mutterschaftsgeld. Der Beitragssatz beträgt in diesem Fall 14,6 %. Liegt das 
monatliche Arbeitseinkommen aus selbstständiger Tätigkeit (Gewinn) unter 
1.248,33 € wird der Mindestbeitrag von 174,77 € (ohne Krankengeld) bzw. 
182,26 € (mit Krankengeld) fällig, darin nicht enthalten ist der Zusatzbeitrag der 
Krankenkasse.  
Der Beitragssatz für die Pflegeversicherung beträgt 3,6 % (mit eigenen Kindern), 
für Kindertagespflegepersonen ohne eigene Kinder beträgt er 4,2 %, d.h. 44,94 
€ bzw. 52,43 €.  

Die Erstattung durch das Amt für Jugend und Familie ist steuerfrei (§ 3 Nr. 9 EStG).  

14.2 Sonstige Regelungen zur Geldleistung an die Kindertagespflegeperson 

a) Die Geldleistung wird aus pädagogischen Gründen bereits während der 
Eingewöhnungsphase des Tageskindes in voller Höhe gewährt. Auch bei 
vorübergehender Krankheit bzw. Abwesenheit des Kindes wird die Geldleistung 
weitergewährt.  

b) Bei Urlaub oder Krankheit der TPP ist gem. § 23 Abs. 4 SGB VIII sowie zur 
Aufrechterhaltung der staatlichen Förderung gemäß Art. 20 Nr. 2 BayKiBiG vom örtlichen 
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Träger der öffentlichen Jugendhilfe bzw. von den Tagespflegevereinen eine 
Ersatzbetreuung sicherzustellen und zu finanzieren.  

c) Betreuungsfreie Zeiten 
I. Da die TPP selbstständig tätig ist, besteht kein Anspruch auf Fortzahlung der 

Vergütung im Krankheitsfall bzw. bei sonstiger Abwesenheit. Aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung sollte jedoch von einer Rückforderung des Pflegegeldes 
im Umfang von bis zu vier Wochen pro Jahr (20 Arbeitstage) abgesehen werden. Im 
Von der Abteilung Jugend und Familie Freising werden der TPP daher Ausfallzeiten 
bis zu maximal vier Wochen (bei einer Fünf-Tage-Woche), 20 Tage, pro Kalenderjahr 
weitergezahlt. Ab dem 01.01.2023 werden erkrankten TPP nach Vorlage einer 
ärztlichen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung zusätzliche zehn Ausfalltage pro 
Kalenderjahr (bei einer Fünf-Tage-Woche) weitergezahlt. Diese Regelung ist bis zum 
31.12.2025 gültig. 

II. Die Kindertagespflegepersonen erhalten vom Landkreis Freising ab dem 1. Januar 
2026 im Rahmen der Verwaltungsvereinfachung von der Abteilung Jugend und 
Familie Freising 30 akzeptierte betreuungsfreie Tage (bei einer Fünf-Tage-Woche) 
gewährt. Diese beinhalten sowohl Schließtage als auch Krankheitstage der 
Tagespflegeperson. Bei weniger als einer Fünf-Tage-Betreuungswoche, werden die 
Betreuungsfreien Tage anteilig berechnet. 

III. Die Krankheitstage müssen der zuständigen Fachberatung zuverlässig und zeitnah 
gemeldet werden, insbesondere hinsichtlich der Zuständigkeit zur Bereitstellung von 
Ersatzbetreuungsplätzen. Die Ersatzbetreuungsstellen melden regelmäßig die 
Frequentierung der Freihalteplätze und die dort betreuten Kinder sowie die 
ausgefallene Kindertagespflegeperson. 

IV. Bei Überschreiten der 30 akzeptierten Betreuungsfreien Tage erfolgt eine 
Rückrechnung und anschließende Rückforderung des Tagespflegeentgelts bezüglich 
der Überzahlung aufgrund eines Herausgabeanspruchs nach den §§ 812ff. BGB 
analog, sogenannter öffentlich-rechtlicher Erstattungsanspruch, bemessen an den 
überschrittenen Abwesenheitstagen der jeweiligen Kindertagespflegeperson.  

V. Bei (vorsätzlicher) Falschmeldung oder Unterschlagung betreuungsfreier Zeiten, die 
der Fachberatung bekannt werden, werden die falsch angegebenen Tage der 
betreffenden Kindertagespflegeperson zusätzlich noch im Folgejahr geltend gemacht 
und als Konsequenz der Falschmeldung bzw. Unterschlagung von den 30 jährlich zur 
Verfügung stehenden betreuungsfreien Tagen abgezogen.  

d) Die Geldleistung an die TPP wird seit dem 01.01.2023 alle zwei Jahre um 30 Cent pro 
betreuter Stunde erhöht.  

15. Kostenbeitrag der Eltern  

Die laufende Geldleistung nach § 23 Abs. 1 SGB VIII wird zunächst als erweiterte Hilfe vom 
Jugendamt in voller Höhe übernommen. Anschließend ist die Möglichkeit der Erhebung von 
Kostenbeiträgen zu prüfen. Gemäß § 90 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB VIII werden die Eltern zu einem 
Kostenbeitrag herangezogen.  
Der Kostenbeitrag wird nach der Betreuungszeit abgestuft und darf das 1,5-fache des staatlichen 
Anteils der kindbezogenen Förderung (Basiswert, Art. 21 BayKiBiG) nicht übersteigen (Art. 20 Satz 
1 Nr. 3 BayKiBiG)  
Die Höhe des Kostenbeitrags ergibt sich aus der Satzung über die Erhebung von Kostenbeträgen 
für die Förderung in qualifizierter Kindertagespflege im Landkreis Freising in der jeweils gültigen 
Fassung (siehe Anlage Satzung). Der Kostenbeitrag wird für 12 Monate pro Jahr erhoben. Er fällt 
auch bei Krankheit des Kindes und Urlaub der Eltern an.  
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Über die Höhe des Kostenbeitrages der Eltern wird vom Landratsamt Freising ein schriftlicher 
Bescheid erlassen.  
Die Beitragspflicht der Eltern entsteht mit Beginn des Monats, in dem das Kind in die 

Kindertagespflege aufgenommen wird und erlischt zum Ende des letzten Betreuungsmonats.  

Der Beitrag wird jeweils am Ende eines Monats für den gesamten Monat fällig.  
Beitragspflichtig sind die Personensorgeberechtigten. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil 
zusammen, tritt dieser an die Stelle der Eltern. Erziehungsberechtigte, Personen-sorgeberechtigte 
und jede sonstige Person über 18 Jahre, die aufgrund einer Vereinbarung mit dem/ den 
Personensorgeberechtigten nicht nur vorübergehend und nicht nur für einzelne Verrichtungen 
Aufgaben der Personensorge wahrnehmen und einen Betreuungsvertrag für die 
Kindertagespflege beantragen, treten an die Stelle der Eltern. Mehrere Beitragspflichtige haften 
als Gesamtschuldner.  
 
Sogenannte „Nachtbuchungen“ betreffen Buchungen auch einzelner Stunden zwischen 20.00 Uhr 
und 6.00 Uhr. Nachtbuchungen sind im Vorfeld mit der Fachberatungsstelle Kindertagespflege 
abzusprechen. Da Kinder in vorgenanntem Zeitraum in der Regel schlafen, werden Buchungen in 
diesem Zeitraum als Bereitschaftszeit mit 25% des Betrags zur Anerkennung der Förderleistung 
vergütet.  
Bei Betreuungszeiten von täglich mehr als neun Stunden entscheidet die Fachberatung 
Kindertagespflege, ob eine Betreuung in diesem Umfang mit dem Wohl des Kindes vereinbar und 
damit förderfähig ist. Eine Betreuung von täglich mehr als zehn Stunden ist in der Regel nicht 
förderfähig. Die Fachberatung Kindertagespflege verweist in diesem Zusammenhang auf mögliche 
nachteilige Auswirkungen für das gedeihliche Aufwachsen des Kindes.  
Soweit die Übernahme des Kostenbeitrages nicht zumutbar ist, erlässt der Landkreis den 
Kostenbeitrag ganz oder teilweise auf Antrag. Entsprechende Nachweise sind dem Landkreis 
zeitnah mit dem Buchungsformular vorzulegen. Die Abteilung Jugend und Familie Freising 
übernimmt die Tagespflegebeiträge erst ab dem ersten Geburtstag des Kindes und maximal für 
die Buchungszeitkategorie vier bis fünf Stunden täglich. Falls die Betreuung für mehr als vier bis 
fünf bzw. fünf bis sechs Stunden benötigt wird, muss dies begründet werden.  
Private Zuzahlungen von Dritten (z. B. für erzieherische Leistungen oder Sachaufwand, wie 
Extrakost oder Windeln) an die TPP sind in der Systematik der §§ 22 ff. SGB VIII nicht zulässig und 
über das Essensgeld in der Sachaufwandspauschale enthalten. 

16. Eingewöhnung  

Die Betreuung in Kindertagespflege beginnt mit dem Start der Eingewöhnungsphase. Die 
Geldleistung wird aus pädagogischen Gründen bereits während der Eingewöhnungsphase des 
Kindes in voller Höhe gewährt, wodurch auch der Kostenbeitrag der Eltern für diesen Zeitraum 
fällig wird. Aus diesem Grund sind im Buchungsformular die Kosten für die Eingewöhnung in der 
Berechnung der regulären Buchungszeiten enthalten. Die tatsächliche zeitliche Anwesenheit des 
Kindes während der Eingewöhnung ist nicht relevant. Die durchschnittliche Eingewöhnungszeit 
kann, je nach Kind, bis zu acht Wochen dauern.  

17. Landkreisübergreifende Förderung/ Gastkindregelung  

Unabhängig von der kindbezogenen Förderung ist zu klären, wer nach § 86ff SGB VIII für 
Leistungen zuständig ist:  
Für die Gewährung von Leistungen nach diesem Buch ist der örtliche Träger zuständig, in dessen 
Bereich die Eltern ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben. Die Förderung von Kindern, deren 
Wohnsitz im Landkreis Freising liegt, jedoch von einer TPP in einem anderen Landkreis betreut 
werden, erfolgt nach den Maßgaben des „Gastgeberlandkreises“.  
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18. Kinderschutz  

Eine Förderung kann nur erfolgen, wenn die Kindertagespflegeperson mit dem Fachbereich 
Kindertagespflege des Landratsamtes Freising eine Vereinbarung nach § 8a SGB VIII abgeschlossen 
hat, um den Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung sicherzustellen. § 72a Abs. 1 und Abs. 5 
gelten entsprechend. Ferner müssen alle Kindertagespflegepersonen (auch Fach- und 
Ergänzungskräfte) vor Beginn ihrer Tätigkeit ein Modul Kinderschutz im Umfang von mindestens 
15 Unterrichtseinheiten absolviert haben sowie alle zwei Jahre an einer Auffrischungsfortbildung 
Kinderschutz im Umfang von mindestens vier Unterrichtseinheiten teilnehmen.  
Seit 01.01.2025 sind alle Kindertagespflegepersonen darüber hinaus verpflichtet, dem 
Fachbereich Kindertagespflege im Landratsamt Freising ein Kinderschutzkonzept vorzulegen, 
welches regelmäßig fortzuschreiben ist. Bereits tätigen Kindertagespflegepersonen wird für die 
Erstellung des Konzepts eine Frist bis 31.01.2026 eingeräumt. Personen, die im Kalenderjahr 2025 
ihre Tätigkeit als TPP neu aufnehmen, müssen innerhalb von sechs Monaten nach Beginn ihrer 
Tätigkeit der Abteilung Jugend und Familie Freising ein Kinderschutzkonzept vorlegen. 
Kindertagespflegepersonen, die ihre Betreuungstätigkeit nach dem 01.01.2026 aufnehmen, 
müssen dem Fachbereich Kindertagespflege das Kinderschutzkonzept bereits vor Tätigkeitsbeginn 
vorlegen.  
Zusätzlich kann eine Förderung nur gewährt werden, wenn die Erziehungsberechtigten bei der 
Aufnahme des Kindes in die Kindertagespflege eine Bestätigung der Teilnahme des Kindes an der 
letzten fälligen entsprechenden Früherkennungsuntersuchung vorlegen (Art. 9a Abs. 2 Satz 1 
BayKiBiG). Die Tagespflegeperson ist verpflichtet, schriftlich durch Eigendokumentation 
festzuhalten, ob seitens der Eltern ein derartiger Nachweis vorgelegt wurde.  
Ebenso ist die Kindertagespflegeperson verpflichtet, die notwendigen Impfungen des Tageskindes 
noch vor Beginn der Betreuung zu überprüfen und zu dokumentieren. Im Speziellen gilt dies für 
den notwendigen Masernimpfschutz von Kindern, die in Kindertagespflege betreut werden.  

19. Anzeigepflichtige Erkrankungen  

Kinder, die den gesundheitlichen Anforderungen des § 34 Infektionsschutzgesetz nicht 
entsprechen, dürfen die jeweilige Kindertagespflegestelle während der Dauer der Erkrankung 
nicht besuchen. Bei einer ansteckenden Erkrankung und Ähnlichem im Sinne des § 34 Abs. 1 
Infektionsschutzgesetzes ist die Kindertagespflegeperson unverzüglich zu benachrichtigen. In 
einem solchen Fall kann eine ärztliche Bescheinigung der Gesundung verlangt werden. Dies gilt 
ebenso für Erkrankungen von Mitgliedern des Haushaltes des Tageskindes.  

20. Kooperationspartner des Landkreises Freising  

Kontroll-, Begleitungs- und Betreuungsaufgaben hinsichtlich der Kindertagespflege des 
Landratsamtes Freising sind seitens der Abteilung Jugend und Familie an die folgenden freien 
Träger delegiert: 

 In der Stadt Freising an das „Tageselternzentrum Freising GmbH“  

 In der Gemeinde Eching an „Kind im Fokus e. V.“  

 In der Gemeinde Neufahrn an das „Tagesmütterprojekt Neufahrn“ 

21. Fortschreibung  

Der Fachbereich Kindertagespflege im Landratsamt Freising wird beauftragt, diese Richtlinien 
aufgrund gesetzlicher Änderungen oder allgemeiner Empfehlungen entsprechend zu 
aktualisieren.  

22. Inkrafttreten  

Diese Richtlinien treten zum 01.08.2025 in Kraft. 


